
II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) 2019/289 DER KOMMISSION 

vom 19. Februar 2019 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 
Arten von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt 
in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 4, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2015/1588 des Rates vom 13. Juli 2015 über die Anwendung der Artikel 107 und 
108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf bestimmte Gruppen horizontaler Beihilfen (1), 
insbesondere auf Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a und b, 

nach Veröffentlichung des Entwurfs (2) dieser Verordnung gemäß Artikel 6 und Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
2015/1588, 

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für staatliche Beihilfen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission (3) werden bestimmte Gruppen von Beihilfen für mit 
dem Binnenmarkt vereinbar erklärt und von der Verpflichtung freigestellt, dass sie vor der Beihilfegewährung bei 
der Kommission anzumelden sind. 

(2)  Die Vorschriften über staatliche Beihilfen in den Artikeln 107, 108 und 109 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) gelten für die Förderung gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (4) mit Ausnahme der Zahlungen und zusätzlichen nationalen 
Finanzierung, die in den Anwendungsbereich des Artikels 42 AEUV fallen. 

(3)  Gemäß Artikel 42 AEUV gelten die Vorschriften über staatliche Beihilfen somit nicht für die Förderung der 
ländlichen Entwicklung im Zusammenhang mit der Produktion, Verarbeitung und Vermarktung landwirt­
schaftlicher Erzeugnisse. 

(4)  Die Vorschriften über staatliche Beihilfen gelten jedoch für Maßnahmen zur Förderung der ländlichen 
Entwicklung, die nicht in den Anwendungsbereich des Artikels 42 AEUV fallen, und zwar sowohl für den aus 
dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) kofinanzierten Anteil 
als auch für die zusätzliche nationale Finanzierung. 

(5)  Deshalb wurden die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 im Rahmen der letzten, 2014 
vorgenommenen Überprüfung der Vorschriften über die staatlichen Beihilfen der Union an die Verordnung (EU) 
Nr. 1305/2013 angeglichen, um die Verfahren für staatliche Beihilfen zur Förderung der ländlichen Entwicklung 
im Forstsektor und bei nichtlandwirtschaftlichen Tätigkeiten in ländlichen Gebieten zu vereinfachen. 
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(1) ABl. L 248 vom 24.9.2015, S. 1. 
(2) ABl. C 421 vom 21.11.2018, S. 1. 
(3) Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen 

im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 193 vom 1.7.2014, S. 1). 

(4) Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über die Förderung der 
ländlichen Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 487). 



(6)  Diese Angleichung der Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 an die Verordnung (EU) 
Nr. 1305/2013 blieb vom Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2017/2393 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (5) am 1. Januar 2018 nicht unberührt, da einige der Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 
geändert wurden, auf die in der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 Bezug genommen wird. 

(7)  Somit entsprechen die Voraussetzungen für die Freistellung von staatlichen Beihilfen nach den Artikeln 32, 33, 
35, 38 bis 41 und 44 bis 48 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 nicht mehr in vollem Umfang den 
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013. Daher ist es angebracht, diese Vorschriften anzupassen, 
soweit dies notwendig ist, um die Förderung der ländlichen Entwicklung in gleicher Weise wie bisher von der 
Anmeldepflicht freistellen zu können. 

(8)  Artikel 1 Absatz 5 Buchstaben a und b sollte an Artikel 1 Absatz 4 Buchstaben a und b der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 der Kommission (6), geändert durch die Verordnung (EU) 2017/1084 (7), angeglichen werden. 

(9)  Die Verordnung (EU) Nr. 702/2014 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) Nr. 702/2014 wird wie folgt geändert:  

1. In Artikel 1 Absatz 5 erhalten die Buchstaben a und b folgende Fassung: 

„a) Beihilferegelungen, in denen nicht ausdrücklich festgelegt ist, dass einem Unternehmen, das einer Rückforde­
rungsanordnung aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer 
von demselben Mitgliedstaat gewährten Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht 
nachgekommen ist, keine Einzelbeihilfen gewährt werden dürfen; 

b)  Ad-hoc-Beihilfen an ein Unternehmen gemäß Buchstabe a.“  

2. In Artikel 6 Absatz 5 wird folgender Buchstabe j angefügt: 

„j)  Beihilfen für die Teilnahme von aktiven Landwirten an Qualitätsregelungen für Baumwolle und Lebensmittel, 
sofern die Voraussetzungen gemäß Artikel 48 erfüllt sind.“  

3. Artikel 32 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 8 Unterabsatz 1 erhält der einleitende Satz folgende Fassung: 

„Außer in den Fällen, in denen die Förderung in Form von Finanzinstrumenten gewährt wird, dienen die 
Investitionsvorhaben betreffenden Beihilfen für die Aufforstung und die Anlage von Wäldern zur Deckung der 
folgenden beihilfefähigen Kosten:“ 

b)  In Absatz 9 wird folgender Unterabsatz 2 angefügt: 

„Unterabsatz 1 gilt nicht für Beihilfen, die in Form von Finanzinstrumenten gewährt werden.“  

4. Artikel 33 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 4 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Beihilfen für Agrarforstsysteme decken die Kosten für die Einrichtung, Regeneration oder Erneuerung sowie 
eine jährliche Hektarprämie.“ 

b)  In Absatz 5 Unterabsatz 1 erhält der einleitende Satz folgende Fassung: 

„Außer in den Fällen, in denen die Förderung in Form von Finanzinstrumenten gewährt wird, dienen die 
Investitionsvorhaben betreffenden Beihilfen für Agrarforstsysteme zur Deckung der folgenden beihilfefähigen 
Kosten:“ 
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(5) Verordnung (EU) 2017/2393 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2017 zur Änderung der Verordnungen 
(EU) Nr. 1305/2013 über die Förderung der ländlichen Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums (ELER), (EU) Nr. 1306/2013 über die Finanzierung, die Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen 
Agrarpolitik, (EU) Nr. 1307/2013 mit Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von 
Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik, (EU) Nr. 1308/2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirt­
schaftliche Erzeugnisse und (EU) Nr. 652/2014 mit Bestimmungen für die Verwaltung der Ausgaben in den Bereichen Lebensmittelkette, 
Tiergesundheit und Tierschutz sowie Pflanzengesundheit und Pflanzenvermehrungsmaterial (ABl. L 350 vom 29.12.2017, S. 15). 

(6) Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von 
Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1). 

(7) Verordnung (EU) 2017/1084 der Kommission vom 14. Juni 2017 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 in Bezug auf 
Beihilfen für Hafen- und Flughafeninfrastrukturen, in Bezug auf Anmeldeschwellen für Beihilfen für Kultur und die Erhaltung des 
kulturellen Erbes und für Beihilfen für Sportinfrastrukturen und multifunktionale Freizeitinfrastrukturen sowie in Bezug auf regionale 
Betriebsbeihilferegelungen für Gebiete in äußerster Randlage und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 in Bezug auf die 
Berechnung der beihilfefähigen Kosten (ABl. L 156 vom 20.6.2017, S. 1). 



c)  In Absatz 6 wird folgender Unterabsatz 2 angefügt: 

„Unterabsatz 1 gilt nicht für Beihilfen, die in Form von Finanzinstrumenten gewährt werden.“ 

d)  Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„7. Folgende Kosten für die Einrichtung, Regeneration oder Erneuerung von Agrarforstsystemen können 
beihilfefähig sein: 

a)  Kosten für die Anpflanzung von Bäumen, einschließlich der Kosten für das Pflanzmaterial, die Anpflanzung, 
die Lagerung und Behandlung von Setzlingen mit den erforderlichen Vorbeugungs- und Schutzmitteln; 

b)  Kosten für die Umwidmung bestehender Wälder oder sonstiger bewaldeter Flächen, einschließlich Fällen, 
Lichten und Beschneiden sowie Schutz vor weidenden Tieren; 

c)  sonstige Kosten, die unmittelbar mit der Einrichtung, Regeneration oder Erneuerung von Agrarforstsystemen 
zusammenhängen wie Kosten für Durchführbarkeitsstudien, den Plan für die Einrichtung des Systems, 
Bodenuntersuchungen, Bodenbearbeitung und Bodenschutz; 

d)  Kosten für die Bewässerung und Schutzvorrichtungen von silvopastoralen Systemen (Waldweide); 

e)  Kosten für notwendige Behandlungen im Zusammenhang mit der Einrichtung, Regeneration oder Erneuerung 
eines Agrarforstsystems, einschließlich Bewässerung und Beschneiden; 

f)  Kosten für Neuanpflanzungen im ersten Jahr nach der Einrichtung, Regeneration oder Erneuerung eines 
Agrarforstsystems.“ 

e)  In Absatz 9 erhält der einleitende Satz folgende Fassung: 

„Die Mitgliedstaaten setzen die Mindest- und die Höchstzahl der Bäume je Hektar fest, wobei sie Folgendes 
berücksichtigen:“ 

f)  Absatz 11 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a)  80 % der beihilfefähigen Kosten für Investitionsvorhaben und der Kosten für die Einrichtung, Regeneration 
oder Erneuerung von Agrarforstsystemen gemäß den Absätzen 5 und 7 und“  

5. Artikel 35 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 5 wird folgender Unterabsatz 2 angefügt: 

„Unterabsatz 1 gilt nicht für Beihilfen, die in Form von Finanzinstrumenten gewährt werden.“ 

b)  In Absatz 6 Unterabsatz 1 erhält der einleitende Satz folgende Fassung: 

„Außer in den Fällen, in denen die Förderung in Form von Finanzinstrumenten gewährt wird, dienen die 
Beihilfen zur Deckung der folgenden beihilfefähigen Kosten:“ 

c)  Absatz 7 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Außer in den Fällen, in denen die Förderung in Form von Finanzinstrumenten gewährt wird, sind andere als die 
in Absatz 6 Buchstaben a und b genannten, mit Leasingverträgen zusammenhängenden Kosten wie die 
Gewinnspanne des Leasinggebers, Zinskosten der Refinanzierung, Gemeinkosten und Versicherungskosten keine 
beihilfefähigen Kosten.“  

6. Artikel 38 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a)  In Unterabsatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Infolge von Demonstrationstätigkeiten installierte Infrastruktur darf auch nach Abschluss des Vorhabens genutzt 
werden.“ 

b)  Folgender Unterabsatz 4 wird angefügt: 

„Beihilfen für Demonstrationsvorhaben, die aus dem ELER kofinanziert oder als zusätzliche nationale 
Finanzierung zu solchen Beihilfen gewährt werden und in Form von Finanzinstrumenten bereitgestellt werden, 
können auch andere als die in Absatz 3 Buchstabe b aufgeführten beihilfefähigen Kosten decken, sofern diese 
Kosten im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 in vollem Umfang beihilfefähig sind und sofern die 
Beihilfe mit der zugrunde liegenden Maßnahme im Programm zur Entwicklung des ländlichen Raums 
übereinstimmt, das gemäß der genannten Verordnung genehmigt wurde.“  

7. In Artikel 39 Absatz 4 wird folgender Unterabsatz 3 angefügt: 

„Beihilfen, die aus dem ELER kofinanziert oder als zusätzliche nationale Finanzierung zu solchen kofinanzierten 
Beihilfen gewährt werden, können an die in Artikel 65 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 
genannte Verwaltungsbehörde gezahlt werden.“ 
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8. Artikel 40 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 4 wird folgender Unterabsatz 2 angefügt: 

„Unterabsatz 1 gilt nicht für Beihilfen, die in Form von Finanzinstrumenten gewährt werden.“ 

b)  In Absatz 6 erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„Außer in den Fällen, in denen die Förderung in Form von Finanzinstrumenten gewährt wird, dienen die 
Beihilfen zur Deckung der folgenden beihilfefähigen Kosten:“ 

c)  Absatz 7 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Außer in den Fällen, in denen die Förderung in Form von Finanzinstrumenten gewährt wird, sind andere als die 
in Absatz 6 Buchstaben a und b genannten, mit Leasingverträgen zusammenhängenden Kosten wie die 
Gewinnspanne des Leasinggebers, Zinskosten der Refinanzierung, Gemeinkosten und Versicherungskosten keine 
beihilfefähigen Kosten.“  

9. Artikel 41 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 4 wird folgender Unterabsatz 2 angefügt: 

„Unterabsatz 1 gilt nicht für Beihilfen, die in Form von Finanzinstrumenten gewährt werden.“ 

b)  In Absatz 6 erhält der einleitende Satz folgende Fassung: 

„Außer in den Fällen, in denen die Förderung in Form von Finanzinstrumenten gewährt wird, dienen die 
Beihilfen zur Deckung der folgenden beihilfefähigen Kosten:“ 

c)  Absatz 7 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Außer in den Fällen, in denen die Förderung in Form von Finanzinstrumenten gewährt wird, sind andere als die 
in Absatz 6 Buchstaben a und b genannten, mit Leasingverträgen zusammenhängenden Kosten wie die 
Gewinnspanne des Leasinggebers, Zinskosten der Refinanzierung, Gemeinkosten und Versicherungskosten keine 
beihilfefähigen Kosten.“ 

d)  Absatz 9 Unterabsätze 2, 3 und 4 erhalten folgende Fassung: 

„Außer in den Fällen, in denen die Förderung in Form von Finanzinstrumenten gewährt wird, gelten die 
folgenden Voraussetzungen: 

a)  Bei Investitionen in Infrastrukturen für erneuerbare Energien, die Energie verbrauchen oder produzieren, sind 
etwaige Mindestnormen für Energieeffizienz, die auf nationaler Ebene bestehen, einzuhalten; 

b)  Investitionen in Anlagen, deren Hauptzweck die Elektrizitätserzeugung aus Biomasse ist, sind nicht 
beihilfefähig, es sei denn, ein von den Mitgliedstaaten festzulegender Mindestanteil der Wärmeenergie wird 
genutzt; 

c)  Beihilfen für Bioenergievorhaben sind auf Bioenergie begrenzt, die die in den Rechtsvorschriften der Union, 
einschließlich Artikel 17 Absätze 2 bis 6 der Richtlinie 2009/28/EG, festgelegten Nachhaltigkeitskriterien 
erfüllt.“  

10. Artikel 44 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 5 wird folgender Unterabsatz 2 angefügt: 

„Unterabsatz 1 gilt nicht für Beihilfen, die in Form von Finanzinstrumenten gewährt werden.“ 

b)  In Absatz 7 erhält der einleitende Satz folgende Fassung: 

„Außer in den Fällen, in denen die Förderung in Form von Finanzinstrumenten gewährt wird, dienen die 
Beihilfen zur Deckung der folgenden beihilfefähigen Kosten:“ 

c)  Absatz 8 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Außer in den Fällen, in denen die Förderung in Form von Finanzinstrumenten gewährt wird, sind andere als die 
in Absatz 7 Buchstaben a und b genannten, mit Leasingverträgen zusammenhängenden Kosten wie die 
Gewinnspanne des Leasinggebers, Zinskosten der Refinanzierung, Gemeinkosten und Versicherungskosten keine 
beihilfefähigen Kosten.“  

11. Artikel 45 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 6 wird folgender Unterabsatz 3 angefügt: 

„Der Geschäftsplan hat eine Höchstlaufzeit von fünf Jahren.“ 

b)  Absatz 7 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Beihilfe wird in mindestens zwei Tranchen gewährt.“ 
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12. Artikel 46 Absatz 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Beihilfe wird dem Anbieter der Beratungsdienste oder der in Artikel 65 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung 
(EU) Nr. 1305/2013 genannten Verwaltungsbehörde gezahlt.“  

13. Artikel 47 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a)  In Unterabsatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Infolge von Demonstrationstätigkeiten installierte Infrastruktur darf auch nach Abschluss des Vorhabens genutzt 
werden.“ 

b)  Folgender Unterabsatz 3 wird angefügt: 

„Beihilfen für Demonstrationsvorhaben, die in Form von Finanzinstrumenten bereitgestellt werden, können auch 
andere als die in Absatz 4 Buchstabe b aufgeführten beihilfefähigen Kosten decken, sofern diese Kosten im 
Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 in vollem Umfang beihilfefähig sind.“  

14. Artikel 48 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Beihilfen für aktive Landwirte und Vereinigungen von Landwirten, die erstmalig bzw. in den fünf 
vorhergehenden Jahren an Qualitätsregelungen für Baumwolle oder Lebensmittel teilnehmen bzw. teilgenommen 
haben und die als KMU tätig sind, sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in 
den Absätzen 2 bis 7 des vorliegenden Artikels und in Kapitel I der vorliegenden Verordnung festgelegten 
Voraussetzungen erfüllt sind.“ 

b)  Dem Absatz 6 wird folgender Unterabsatz 2 angefügt: 

„Wenn die ursprüngliche Teilnahme an der Qualitätsregelung vor der Einreichung des Beihilfeantrags begonnen 
hat, wird die Höchstdauer von fünf Jahren um die Anzahl an Jahren reduziert, die zwischen dem Beginn der 
Teilnahme und der Einreichung des Beihilfeantrags liegen.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 19. Februar 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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